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28. Gesetz vom 12. März 1997, mit dem das Tiroler Raumordnungs-
gesetz 1997 geändert wird (1. Raumordnungsgesetz-Novelle)

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Raumordnungsgesetz 1997,

LGBl. Nr. 10, wird wie folgt geändert:
1. Die §§ 15, 16 und 16a haben zu lauten:

„§ 15
Beschränkungen für Freizeitwohnsitze
(1) Freizeitwohnsitze sind Gebäude, Woh-

nungen oder sonstige Teile von Gebäuden, die
nicht der Befriedigung eines ganzjährigen, mit
dem Mittelpunkt der Lebensbeziehungen ver-
bundenen Wohnbedürfnisses dienen, sondern
zum Aufenthalt während des Urlaubs, der Feri-
en, des Wochenendes oder sonst nur zeitweilig
zu Erholungszwecken verwendet werden. Als
Freizeitwohnsitze gelten nicht:

a) Gastgewerbebetriebe zur Beherbergung
von Gästen sowie Kur- und Erholungsheime,
die von öffentlichen Einrichtungen, Betrieben
oder Einrichtungen der freien Jugendwohlfahrt
erhalten werden;

b) Gebäude mit höchstens drei Wohnungen
mit insgesamt höchstens zwölf Betten, die
während des Jahres jeweils kurzzeitig an wech-
selnde Personen vermietet werden (Ferienwoh-
nungen); entsprechende Neubauten, für die die
Baubewilligung erst nach dem 1. Februar 1996
rechtskräftig erteilt worden ist, gelten jedoch

nur dann nicht als Freizeitwohnsitz, wenn der
Vermieter der Ferienwohnungen im betreffen-
den Gebäude seinen Hauptwohnsitz hat; Ferien-
wohnungen in Gebäuden, die in einem räum-
lichen Naheverhältnis stehen und eine einheit-
liche Gesamtplanung aufweisen, sind zusam-
menzuzählen;

c) Wohnräume, die der Privatzimmerver-
mietung dienen.

Sind in einem Gebäude oder in Gebäuden,
die in einem räumlichen Naheverhältnis stehen
und eine einheitliche Gesamtplanung aufwei-
sen, Ferienwohnungen und Wohnräume, die 
der Privatzimmervermietung dienen, unterge-
bracht, so darf die Zahl der Betten insgesamt
zwölf nicht überschreiten.

(2) Als Freizeitwohnsitze dürfen nur mehr
Wohnsitze verwendet werden, für die eine Fest-
stellung über die Zulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohn-
sitz nach § 16 Abs. 3 oder eine entsprechende
Feststellung nach dem Tiroler Raumordnungs-
gesetz 1994 in der Fassung LGBl. Nr. 81/1993
oder in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 4/
1996 vorliegt. Darüberhinaus dürfen neue Frei-
zeitwohnsitze durch Vorhaben im Sinne des
Abs. 4 erster Satz im Wohngebiet und in Misch-
gebieten geschaffen werden, wenn dies durch
eine entsprechende Festlegung im Flächenwid-
mungsplan für zulässig erklärt worden ist. Hie-
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bei ist für das betreffende Grundstück die
höchstzulässige Anzahl an Freizeitwohnsitzen
festzulegen.

(3) Die Schaffung neuer Freizeitwohnsitze
darf nur insoweit für zulässig erklärt werden,
als die geordnete räumliche Entwicklung der
Gemeinde entsprechend den Aufgaben und Zie-
len der örtlichen Raumordnung dadurch nicht
beeinträchtigt wird. Dabei sind insbesondere zu
berücksichtigen:

a) die Siedlungsentwicklung;
b) das Ausmaß des zur Befriedigung des

Wohnbedarfes der Bevölkerung erforderlichen
sowie des hiefür verfügbaren Baulandes;

c) das Ausmaß der für Freizeitwohnsitze in
Anspruch genommenen Grundflächen, insbe-
sondere auch im Verhältnis zu dem zur Befrie-
digung des Wohnbedarfes der Bevölkerung be-
bauten Bauland;

d) die Gegebenheiten am Grundstücks- und
Wohnungsmarkt sowie die Auswirkungen der
Freizeitwohnsitzentwicklung auf diesen Markt;

e) die Art, die Lage und die Anzahl der be-
stehenden Freizeitwohnsitze;

f) die Auslastung der Verkehrsinfrastruktur
sowie der Einrichtungen zur Wasserversor-
gung, Energieversorgung und Abwasserbesei-
tigung, die Auswirkungen der Freizeitwohn-
sitze auf diese Infrastruktur und deren Finan-
zierung sowie allfällige mit der Schaffung
neuer Freizeitwohnsitze entstehende Erschlie-
ßungserfordernisse.

Die Schaffung neuer Freizeitwohnsitze darf
nicht mehr für zulässig erklärt werden, wenn
der Anteil der aus dem Verzeichnis der Frei-
zeitwohnsitze nach § 16 Abs. 5 sich ergeben-
den Freizeitwohnsitze an der Gesamtzahl der
Wohnungen entsprechend dem endgültigen
Ergebnis der jeweils letzten Häuser- und Woh-
nungszählung 8 v. H. übersteigt.

(4) Die Baubewilligung für Neubauten, die
ganz oder teilweise als Freizeitwohnsitze ver-
wendet werden sollen, sowie für Zubauten und
die Änderung des Verwendungszweckes von
bisher anderweitig verwendeten Gebäuden,
Wohnungen oder sonstigen Gebäudeteilen,
durch die Freizeitwohnsitze neu geschaffen
werden sollen, darf unbeschadet der sonstigen
Bewilligungsvoraussetzungen nur erteilt wer-
den, wenn für das betreffende Grundstück eine
Festlegung nach Abs. 2 zweiter und dritter Satz
vorliegt und die höchstzulässige Anzahl an
Freizeitwohnsitzen auf diesem Grundstück
nicht überschritten wird. Maßgebend ist die An-
zahl der Freizeitwohnsitze auf Grund rechts-
kräftig erteilter Baubewilligungen. Bescheide,

mit denen entgegen dieser Bestimmung die
Baubewilligung erteilt wird, leiden an einem
mit Nichtigkeit bedrohten Fehler.

(5) Weiters dürfen Wohnsitze auf Grund
einer Ausnahmebewilligung des Bürgermei-
sters nach diesem Absatz oder einer entspre-
chenden Ausnahmebewilligung nach dem Tiro-
ler Raumordnungsgesetz 1994 in der Fassung
LGBl. Nr. 81/1993 oder in der Fassung des Ge-
setzes LGBl. Nr. 4/1996 als Freizeitwohnsitze
verwendet werden. Die Ausnahmebewilligung
ist nur zu erteilen:

a) auf Antrag des Erben oder Vermächtnis-
nehmers, wenn die Voraussetzungen nach § 5
lit. a des Tiroler Grundverkehrsgesetzes 1996,
LGBl. Nr. 61, in der jeweils geltenden Fassung
vorliegen und der betreffende Wohnsitz dem
Antragsteller oder anderen Personen nicht an-
derweitig der Befriedigung eines Wohnbedürf-
nisses dient;

b) auf Antrag des Eigentümers des betref-
fenden Wohnsitzes oder des sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten, wenn ihm auf Grund ge-
änderter Lebensumstände, insbesondere auf
Grund beruflicher oder familiärer Veränderun-
gen, eine andere Verwendung des Wohnsitzes
nicht möglich oder zumutbar ist, der Wohnsitz
anderen Personen nicht anderweitig der Be-
friedigung eines Wohnbedürfnisses dient und
der Antragsteller insbesondere im Hinblick auf
seine persönlichen oder familiären Verhältnis-
se oder seine Rechtsbeziehung zum Wohnsitz
ein Interesse am Bestehen des Wohnsitzes hat.

(6) Der Inhaber einer Ausnahmebewilligung
im Sinne des Abs. 5 erster Satz darf den Frei-
zeitwohnsitz nur für sich, seine Familie und sei-
ne Gäste verwenden. Die entgeltliche Überlas-
sung des Freizeitwohnsitzes ist nicht zulässig.

(7) Um die Erteilung der Ausnahmebewilli-
gung im Sinne des Abs. 5 erster Satz ist schrift-
lich anzusuchen. Der Antrag hat den betreffen-
den Wohnsitz zu bezeichnen und die zur Beur-
teilung des Vorliegens der Bewilligungsvor-
aussetzungen erforderlichen Angaben zu ent-
halten. Die Richtigkeit dieser Angaben ist vom
Antragsteller durch geeignete Unterlagen nach-
zuweisen oder, soweit ihm dies nicht möglich
ist, anderweitig glaubhaft zu machen. Der Bür-
germeister hat über den Antrag mit schriftli-
chem Bescheid zu entscheiden. Der Bescheid,
mit dem die Ausnahmebewilligung erteilt wird,
ist aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für
deren Erteilung nicht mehr vorliegen. 

(8) Wer einen Wohnsitz als Freizeitwohnsitz
verwendet oder anderen zur Verwendung als
Freizeitwohnsitz überläßt, ohne daß eine Fest-
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stellung über die Zulässigkeit der Verwendung
des betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohn-
sitz im Sinne des Abs. 2 erster Satz, eine Bau-
bewilligung im Sinne des Abs. 4 erster Satz oder
eine Ausnahmebewilligung im Sinne des Abs. 5
erster Satz vorliegt, begeht eine Verwaltungs-
übertretung. Dies gilt nicht, wenn auf den be-
treffenden Wohnsitz eine der Voraussetzungen
nach § 16 Abs. 1 lit. a zutrifft und 

a) die Frist für die nachträgliche Anmeldung
nach § 16 Abs. 1 noch offen ist oder

b) eine rechtzeitige Anmeldung des Wohn-
sitzes nach § 16 Abs. 1 oder eine entsprechen-
de Anmeldung nach dem Tiroler Raumord-
nungsgesetz 1994 in der Fassung LGBl. Nr.
81/1993 oder in der Fassung des Gesetzes
LGBl. Nr. 4/1996 erfolgt und das Verfahren dar-
über noch nicht abgeschlossen ist.

(9) Eine Verwaltungsübertretung begeht fer-
ner, wer einen Freizeitwohnsitz, für den eine
Ausnahmebewilligung im Sinne des Abs. 5
erster Satz vorliegt, anderen als den im Abs. 6
genannten Personen oder Personen entgeltlich
zur Verwendung als Freizeitwohnsitz überläßt.

(10) Verwaltungsübertretungen nach den
Abs. 8 und 9 sind von der Bezirksverwaltungs-
behörde mit Geldstrafe bis zu 500.000,– Schil-
ling zu ahnden.

§ 16
Nachträgliche Anmeldung 

von Freizeitwohnsitzen,
Freizeitwohnsitzverzeichnis

(1) Wohnsitze,
a) die am 31. Dezember 1993 nach den

raumordnungsrechtlichen Vorschriften recht-
mäßig als Freizeitwohnsitze verwendet worden
sind oder bei denen sich der Verwendungs-
zweck als Freizeitwohnsitz auf Grund der Bau-
bewilligung ergibt und

b) die weiterhin als Freizeitwohnsitze ver-
wendet werden sollen,

können vom Eigentümer oder vom sonst
hierüber Verfügungsberechtigten noch bis zum
31. Dezember 1998 beim Bürgermeister ange-
meldet werden, wenn er glaubhaft macht, daß
er von der Anmeldepflicht nach § 16 Abs. 1 des
Tiroler Raumordnungsgesetzes 1994 nicht oder
erst innerhalb von sechs Monaten vor dem In-
krafttreten dieses Gesetzes Kenntnis erlangt
hat. Der betreffende Wohnsitz ist innerhalb von
sechs Monaten nach Kenntnis der Anmelde-
pflicht anzumelden. 

(2) In der Anmeldung ist außer im Falle, daß
sich der Verwendungszweck als Freizeitwohn-
sitz auf Grund der Baubewilligung ergibt, durch

geeignete Unterlagen oder sonstige Beweis-
mittel glaubhaft zu machen, daß der Wohnsitz
bereits am 31. Dezember 1993 als Freizeit-
wohnsitz verwendet worden ist. Die Anmel-
dung hat weiters zu enthalten:

a) Name, Geburtsdatum und Adresse des
Eigentümers des Wohnsitzes und des allenfalls
sonst hierüber Verfügungsberechtigten;

b) die Bezeichnung des Grundstückes, auf
dem sich der Wohnsitz befindet;

c) die Adresse des Wohnsitzes;
d) die Baumasse (§ 61 Abs. 3 zweiter Satz)

und die Wohnnutzfläche des Wohnsitzes, bei
Wohnungen oder sonstigen Gebäudeteilen wei-
ters die genaue Bezeichnung und erforderli-
chenfalls eine planliche Darstellung der betref-
fenden Räumlichkeiten.

(3) Der Bürgermeister hat auf Grund der An-
meldung eines Freizeitwohnsitzes mit schriftli-
chem Bescheid festzustellen, ob der betreffende
Wohnsitz als Freizeitwohnsitz verwendet wer-
den darf. Die Zulässigkeit der Verwendung des
betreffenden Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz
ist festzustellen, wenn die Anmeldung recht-
zeitig erfolgt ist und eine der Voraussetzungen
nach Abs. 1 lit. a vorliegt. Andernfalls ist die
Unzulässigkeit der Verwendung des betreffen-
den Wohnsitzes als Freizeitwohnsitz festzu-
stellen. Bescheide über die Zulässigkeit der
Verwendung eines Wohnsitzes als Freizeit-
wohnsitz haben die Angaben nach Abs. 2 lit. a
bis d zu enthalten. Parteien des Verfahrens sind
der Eigentümer des Wohnsitzes und der sonst
hierüber Verfügungsberechtigte.

(4) Die Landesregierung kann durch Verord-
nung die bei der Anmeldung von Wohnsitzen
zu verwendenden Formulare festlegen.

(5) Der Bürgermeister hat ein Verzeichnis der
Wohnsitze, die auf Grund einer Feststellung im
Sinne des § 15 Abs. 2 erster Satz, einer Baube-
willigung im Sinne des § 15 Abs. 4 erster Satz
oder einer Ausnahmebewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 5 erster Satz als Freizeitwohnsitze
verwendet werden dürfen, zu führen. Das Ver-
zeichnis hat hinsichtlich der einzelnen Freizeit-
wohnsitze die Angaben nach Abs. 2 lit. a bis d
und die Widmung des Grundstückes, auf dem
sich der betreffende Freizeitwohnsitz befindet,
zu enthalten. Freizeitwohnsitze, für die eine
Baubewilligung im Sinne des § 15 Abs. 4 erster
Satz vorliegt, sind nach dem Eintritt der Rechts-
kraft der Benützungsbewilligung in das Ver-
zeichnis aufzunehmen. Freizeitwohnsitze, für
die eine Ausnahmebewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 5 erster Satz vorliegt, sind als solche
kenntlich zu machen. Sie sind im Falle der Auf-
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hebung der Ausnahmebewilligung nach § 15
Abs. 7 fünfter Satz aus dem Verzeichnis zu strei-
chen. In den Fällen des § 16a Abs. 1 und 2 sind
nach dem Eintritt der Rechtskraft der Benüt-
zungsbewilligung das Datum und die Ge-
schäftszahl des betreffenden Baubewilligungs-
bescheides in das Verzeichnis aufzunehmen
und die Angaben nach Abs. 2 lit. d im Ver-
zeichnis richtigzustellen.

(6) Die Gemeinde darf zum Zweck der Über-
wachung der Einhaltung der Bestimmungen
dieses Gesetzes über Freizeitwohnsitze folgen-
de Daten ermitteln und automationsunterstützt
verarbeiten:

a) die Daten nach Abs. 2 lit. a bis d;
b) die Widmung der Grundstücke, auf denen

sich Freizeitwohnsitze befinden, und
c) die Bescheide über Feststellungen im Sin-

ne des § 15 Abs. 2 erster Satz, über Baubewil-
ligungen im Sinne des § 15 Abs. 4 erster Satz
und über Ausnahmebewilligungen im Sinne des
§ 15 Abs. 5 erster Satz.

(7) Die Gemeinde darf die Daten nach Abs. 6
weiters den mit der Vollziehung des Tiroler
Grundverkehrsgesetzes 1996 und des Aufent-
haltsabgabegesetzes 1991, LGBl. Nr. 35, in der
jeweils geltenden Fassung betrauten Behörden
zum Zweck der Wahrnehmung der ihnen nach
diesen Gesetzen jeweils übertragenen Aufga-
ben sowie den Tourismusverbänden zum
Zweck der Überwachung der Entrichtung der
Aufenthaltsabgabe übermitteln. Die Gemeinde
darf die Daten nach Abs. 6 weiters in anonymi-
sierter Form zu statistischen Zwecken benützen
und der Landesregierung übermitteln.

§ 16a
Wiederaufbau und Erweiterung 
bestehender Freizeitwohnsitze

(1) Im Falle des Abbruches oder der sonsti-
gen Zerstörung eines Freizeitwohnsitzes, für
den eine Feststellung im Sinne des § 15 Abs. 2
erster Satz, eine Baubewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 4 erster Satz oder eine Ausnahmebe-
willigung im Sinne des § 15 Abs. 5 erster Satz
vorliegt, darf jedoch, soweit dies baurechtlich
sonst zulässig ist, statt dessen ein Neubau er-
richtet werden. Dabei darf die Baumasse des
neuen Freizeitwohnsitzes jene des früheren
Freizeitwohnsitzes um nicht mehr als 25 v. H.
überschreiten. Maßgebend ist die Baumasse 
des auf Grund der Feststellung im Sinne des
§ 15 Abs. 2 erster Satz, der Baubewilligung im
Sinne des § 15 Abs. 4 erster Satz oder der Aus-
nahmebewilligung im Sinne des § 15 Abs. 5

erster Satz rechtmäßig bestandenen Freizeit-
wohnsitzes.

(2) Zubauten und Änderungen des Verwen-
dungszweckes von bisher anderweitig ver-
wendeten Gebäuden oder Gebäudeteilen,
durch die bestehende Freizeitwohnsitze ver-
größert werden sollen, sind nur mehr insoweit
zulässig, als dadurch die Baumasse bzw. die
Wohnnutzfläche des betreffenden Freizeit-
wohnsitzes um insgesamt nicht mehr als
25 v. H. vergrößert wird. Maßgebend ist die
Baumasse bzw. die Wohnnutzfläche des auf
Grund der Feststellung im Sinne des § 15 Abs. 2
erster Satz, der Baubewilligung im Sinne des
§ 15 Abs. 4 erster Satz oder der Ausnahme-
bewilligung im Sinne des § 15 Abs. 5 erster
Satz rechtmäßig bestehenden bzw. bei einem
Neubau nach Abs. 1 des danach rechtmäßig
bestandenen Freizeitwohnsitzes.

(3) Für Freizeitwohnsitze im Freiland gelten
die Abs. 1 und 2 nur insoweit, als sich auf Grund
des § 42 nicht weitergehende Beschränkungen
ergeben.

(4) Nebengebäude ohne Aufenthaltsräume
und sonstige Nebenanlagen zu Freizeitwohn-
sitzen, für die eine Feststellung im Sinne des
§ 15 Abs. 2 erster Satz, eine Baubewilligung im
Sinne des § 15 Abs. 4 erster Satz oder eine Aus-
nahmebewilligung im Sinne des § 15 Abs. 5
erster Satz vorliegt, sind zulässig.

(5) Bescheide, mit denen entgegen den
Abs. 1, 2 oder 4 die Baubewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten
Fehler.“

2. Im Abs. 2 des § 36 wird in der lit. b der
Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und fol-
gende Bestimmung als lit. c angefügt:

„c) eine Festlegung nach § 15 Abs. 2 zwei-
ter und dritter Satz zum Inhalt hat.“

3. Im Abs. 3 des § 67 wird folgender Satz an-
gefügt:

„Die aufsichtsbehördliche Genehmigung ist
jedenfalls zu versagen, wenn eine Festlegung
nach § 15 Abs. 2 zweiter und dritter Satz erfolgt
ist, obwohl der auf Grund des § 15 Abs. 3 drit-
ter Satz höchstzulässige Anteil der Freizeit-
wohnsitze an der Gesamtzahl der Wohnungen
bereits überschritten ist.“

4. Der Abs. 4 des § 108 hat zu lauten:
„(4) Bis zum Inkrafttreten des örtlichen

Raumordnungskonzeptes darf der Flächenwid-
mungsplan nur geändert werden, wenn

a) ein wichtiger im öffentlichen Interesse ge-
legener Grund vorliegt und die Änderung den
Zielen der örtlichen Raumordnung nach diesem
Gesetz nicht widerspricht;
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b) die Änderung eine Festlegung nach § 15
Abs. 2 zweiter und dritter Satz zum Inhalt hat.

Der Flächenwidmungsplan ist zu ändern,
wenn die Voraussetzungen nach § 36 Abs. 1
lit. c, d oder e vorliegen.“

5. Im § 119 werden die Zitate „§ 15 Abs. 3
und 5, § 16 und § 110 Abs. 1 dritter Satz“ auf-
gehoben.

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
(2) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens die-

ses Gesetzes anhängigen Verfahren nach § 15
Abs. 3 und § 16 Abs. 3 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 1997 sind im eigenen Wir-
kungsbereich der Gemeinde fortzusetzen.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

29. Gesetz vom 13. März 1997 über die Erhebung einer Abgabe für
das Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen (Tiroler Park-
abgabegesetz 1997)

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Abgabengegenstand

(1) Die Gemeinden werden ermächtigt,
durch Verordnung des Gemeinderates für das
Parken von mehrspurigen Kraftfahrzeugen auf
öffentlichen Straßen, die für die Parkraum-
bewirtschaftung genutzt werden sollen, eine
Abgabe – in der Folge kurz Parkabgabe genannt
– zu erheben. Die Gemeinde hat, sofern es sich
nicht um Gemeindestraßen handelt, vor der Er-
lassung einer solchen Verordnung den Straßen-
verwalter zu hören. Für die Abgabe einer Äuße-
rung ist eine angemessene, drei Monate nicht
übersteigende Frist festzusetzen.

(2) Für die Parkraumbewirtschaftung kön-
nen jene öffentlichen Straßen genutzt werden,
die regelmäßig von einem größeren Perso-
nenkreis als Parkraum nachgefragt werden.

(3) Öffentliche Straßen im Sinne dieses Ge-
setzes sind die unmittelbar dem Verkehr mit
Kraftfahrzeugen dienenden Flächen von Bun-
desstraßen und von öffentlichen Straßen im Sin-
ne des Tiroler Straßengesetzes, LGBl. Nr.
13/1989, in der jeweils geltenden Fassung.

(4) Als Parken im Sinne dieses Gesetzes gilt
das Stehenlassen eines Fahrzeuges, das nicht
durch die Verkehrslage oder durch sonstige
wichtige Umstände erzwungen ist, für mehr als

zehn Minuten oder über die Dauer der Durch-
führung einer Ladetätigkeit hinaus.

(5) Die öffentlichen Straßen, auf denen das
Parken abgabepflichtig ist, sind in Verordnun-
gen nach Abs. 1 hinreichend genau zu bezeich-
nen (Parkzonen). Weiters sind die Zeiten, wäh-
rend denen die Abgabepflicht besteht, anzu-
führen. 

(6) Auf die Abgabepflicht für das Parken in
einer Parkzone ist auf geeignete Art hinzuwei-
sen. Für Kurzparkzonen gilt ein nach § 52 lit. a
Z. 13d letzter Satz der Straßenverkehrsord-
nung 1960, BGBl. Nr. 159, zuletzt geändert
durch das Gesetz BGBl. Nr. 201/1996, ange-
brachter Hinweis jedenfalls als geeignet. 

§ 2
Abgabenschuldner

(1) Zur Entrichtung der Parkabgabe ist der
Lenker des Fahrzeuges, in den Fällen der §§ 5
bis 7 der Inhaber der jeweiligen Bewilligung,
verpflichtet.

(2) Besteht der Verdacht der Begehung einer
Verwaltungsübertretung nach § 14 Abs. 1 lit. a
oder c, so kann die Bezirksverwaltungsbehörde
Auskunft darüber verlangen, wer ein nach dem
Kennzeichen bestimmtes Kraftfahrzeug zuletzt
vor einem bestimmten Zeitpunkt an einem be-
stimmten Ort geparkt hat. Die Auskunft, die den
Namen und die Adresse der entsprechenden
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Person enthalten muß, hat der Zulassungsbe-
sitzer, im Falle von Probe- oder Überstellungs-
fahrten der Inhaber der entsprechenden Bewil-
ligung, zu erteilen. Können sie diese Auskunft
nicht erteilen, so haben sie den Namen und die
Adresse jener Person anzugeben, die die Aus-
kunft erteilen kann; dann trifft diese die
Auskunftspflicht. Die Auskunft ist unverzüg-
lich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung
innerhalb von zwei Wochen nach deren Zu-
stellung zu erteilen. Kann die Auskunft ohne
Führung von Aufzeichnungen nicht gegeben
werden, so sind entsprechende Aufzeichnungen
zu führen.

§ 3
Ausnahmen

Nicht abgabepflichtig ist das Parken von fol-
genden Fahrzeugen:

a) Einsatzfahrzeuge, Fahrzeuge des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes, Fahrzeuge des Stra-
ßendienstes und der Müllabfuhr (§ 26, § 26a
Abs. 1 und 4 und § 27 der Straßenverkehrsord-
nung 1960);

b) Fahrzeuge, die von
1. Ärzten bei einer Fahrt zur Leistung ärztli-

cher Hilfe verwendet werden und die beim Par-
ken mit einer Tafel gekennzeichnet sind, die die
Aufschrift „Arzt im Dienst“ und das Amtssie-
gel der zuständigen Ärztekammer aufweisen
muß, und

2. Personen des diplomierten ambulanten
Pflegedienstes bei einer Fahrt zur Durchfüh-
rung der Hauskrankenpflege verwendet werden
und die beim Parken mit einer Tafel gekenn-
zeichnet sind, die die Aufschrift „Mobile Haus-
krankenpflege im Dienst“ und das Amtssiegel
der Behörde, die diese Tätigkeit genehmigt hat
oder in deren Auftrag diese Tätigkeit durchge-
führt wird, tragen muß;

c) Fahrzeuge, die von dauernd stark gehbe-
hinderten Personen selbst gelenkt werden, und
Fahrzeuge für die Zeit, in der sie im Zusam-
menhang mit der Beförderung einer dauernd
stark gehbehinderten Person parken, sofern
diese Fahrzeuge mit einem Ausweis nach § 29b
Abs. 4 der Straßenverkehrsordnung 1960 ge-
kennzeichnet sind. Der Ausweis ist hinter der
Windschutzscheibe anzubringen und muß von
außen gut erkennbar sein.

§ 4
Bemessungsgrundlage 

und Höhe der Parkabgabe
(1) Die Höhe der Parkabgabe ist mit höch-

stens 15,– Schilling je angefangene halbe
Stunde der Parkdauer festzusetzen, soweit im

Abs. 2 und in den §§ 5 bis 7 nichts anderes be-
stimmt ist.

(2) Im Interesse einer bestmöglichen Park-
raumbewirtschaftung kann die Parkabgabe un-
ter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse
und der jeweils zulässigen Parkdauer in
unterschiedlicher Höhe festgesetzt werden.
Derartige Parkzonen sind in Verordnungen
nach § 1 Abs. 1 zu bezeichnen.

§ 5
Sonderbestimmungen 
für Kurzparkzonen

(1) Wird eine Bewilligung nach § 45 Abs. 4
der Straßenverkehrsordnung 1960 erteilt, so
kann die Parkabgabe für das Parken in den in
Verordnungen nach § 43 Abs. 2a Z. 1 der
Straßenverkehrsordnung 1960 bezeichneten
Kurzparkzonen für jeden angefangenen Monat
der Bewilligungsdauer mit höchstens 250,–
Schilling festgesetzt werden.

(2) Wird eine Bewilligung nach § 45 Abs. 4a
der Straßenverkehrsordnung 1960 erteilt, so
kann die Parkabgabe für das Parken in den in
Verordnungen nach § 43 Abs. 2a Z. 1 der
Straßenverkehrsordnung 1960 bezeichneten
Kurzparkzonen für jeden angefangenen Monat
der Bewilligungsdauer mit höchstens 1.000,–
Schilling, oder, wenn die Bewilligung für we-
niger als einen Monat erteilt wird, für jeden an-
gefangenen Tag mit höchstens 150.– Schilling
festgesetzt werden. Bei der Festlegung der
Höhe der Parkabgabe ist die bewilligte Park-
dauer und die Art des in der Verordnung nach §
43 Abs. 2a Z. 2 der Straßenverkehrsordnung
1960 bestimmten Personenkreises zu berück-
sichtigen.

§ 6
Sonderbestimmungen 
für bestimmte Gebiete

(1) In Verordnungen nach § 1 Abs. 1 können
Gebiete, in denen keine Kurzparkzonenrege-
lungen bestehen, bestimmt werden, deren Be-
wohner die Erteilung einer Bewilligung zur
Entrichtung einer pauschalierten Parkabgabe
für das Parken auf den in Verordnungen nach
§ 1 Abs. 1 zu bezeichnenden nahegelegenen
Straßen beantragen können. Eine derartige Be-
willigung darf nur erteilt werden:

a) für das Parken von Kraftfahrzeugen mit
einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von
nicht mehr als 3.500 kg,

b) für die Dauer von höchstens zwei Jahren,
c) wenn der Antragsteller in diesem Gebiet

seinen Hauptwohnsitz hat und 
d) wenn der Antragsteller Zulassungsbesit-
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zer oder Leasingnehmer eines Kraftfahrzeuges
ist oder nachweist, daß ihm ein arbeitgeber-
eigenes Kraftfahrzeug auch zur Privatnutzung
überlassen wird.

(2) Die Höhe der Parkabgabe nach Abs. 1
darf für jeden angefangenen Monat der Bewil-
ligungsdauer mit höchstens 250,– Schilling
festgesetzt werden.

(3) Wenn es auf Grund der örtlichen Gege-
benheiten möglich ist und eine Notwendigkeit
dafür besteht, kann in Verordnungen nach § 1
Abs. 1 weiters bestimmt werden, daß auch
Angehörige bestimmter Personenkreise, die in
diesen Gebieten ständig tätig sind, die Erteilung
einer Bewilligung zur Entrichtung einer pau-
schalierten Parkabgabe beantragen können.
Eine derartige Bewilligung darf nur erteilt wer-
den:

a) für das Parken von Kraftfahrzeugen mit
einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von
nicht mehr als 3.500 kg,

b) für die Dauer von höchstens zwei Jahren,
c) wenn der Antragsteller Zulassungsbesit-

zer bzw. Leasingnehmer eines Kraftfahrzeuges
ist oder mit diesem in häuslicher Gemeinschaft
lebt oder nachweist, daß ihm ein arbeitgeber-
eigenes Kraftfahrzeug auch zur Privatnutzung
überlassen wird und

d) die Tätigkeit des Antragstellers ohne eine
solche Bewilligung erheblich erschwert oder
unmöglich wäre.

(4) Die Höhe der Parkabgabe nach Abs. 3
darf für jeden angefangenen Monat der Bewil-
ligungsdauer mit höchstens 1.000,– Schilling,
oder, wenn die Bewilligung für weniger als
einen Monat erteilt wird, für jeden angefange-
nen Tag mit höchstens 150,– Schilling festge-
setzt werden. Bei der Festlegung der Höhe der
Parkabgabe ist die bewilligte Parkdauer und die
Art des Personenkreises zu berücksichtigen.

§ 7
Sonderbestimmungen 

für Beherbergungsbetriebe
(1) Wenn es auf Grund der örtlichen Gege-

benheiten möglich ist, kann in Verordnungen
nach § 1 Abs. 1 bestimmt werden, daß die In-
haber von Beherbergungsbetrieben im Sinne
des § 1 Abs. 3 des Meldegesetzes 1991, BGBl.
Nr. 9/1992, zuletzt geändert durch das Gesetz
BGBl. Nr. 352/1995, die Erteilung einer Bewil-
ligung zur Entrichtung einer pauschalierten
Parkabgabe für das Parken von Kraftfahrzeu-
gen der von ihnen beherbergten Gästen be-
antragen können. Eine derartige Bewilligung
darf nur erteilt werden:

a) für das Parken von Kraftfahrzeugen mit
einem höchstzulässigen Gesamtgewicht von
nicht mehr als 3.500 kg und

b) für die Dauer von höchstens zwei Jahren.
(2) In Verordnungen nach § 1 Abs. 1 ist wei-

ters insbesondere unter Berücksichtigung der
Anzahl, der Größe und der Art der Beherber-
gungsbetriebe sowie der Anzahl der den Beher-
bergungsbetrieben zur Verfügung stehenden
privaten Stellplätze zu bestimmen, wie viele
Bewilligungen nach Abs. 1 je Beherbergungs-
betrieb erteilt werden dürfen. 

(3) Die Höhe der Parkabgabe darf für jeden
angefangenen Monat der Bewilligungsdauer
mit höchstens 1.000,– Schilling, oder, wenn die
Bewilligung für weniger als einen Monat erteilt
wird, für jeden angefangenen Tag mit höchstens
150,– Schilling festgesetzt werden. Bei der
Festlegung der Höhe der Parkabgabe ist die be-
willigte Parkdauer und die Anzahl der Bewilli-
gungen zu berücksichtigen.

(4) Die Gemeinde hat Parkkarten auszustel-
len, die auf den Namen des Beherbergungsbe-
triebes lauten und fortlaufend numeriert sind.
Der Inhaber des Beherbergungsbetriebes hat
dafür zu sorgen, daß Aufzeichnungen geführt
werden, aus denen der Name des beherbergten
Gastes unter Bezugnahme auf die Gästeblatt-
sammlung, das Kennzeichen des Kraftfahrzeu-
ges, die laufende Nummer der Parkkarte sowie
der Zeitpunkt der Ausgabe und der Rücknahme
der Parkkarte hervorgehen. Die Aufzeichnun-
gen sind vom Inhaber des Beherbergungsbetrie-
bes den Aufsichtsorganen nach § 10 auf Ver-
langen zur Einsichtnahme vorzulegen. Erfolgt
die Führung der Aufzeichnungen mit Hilfe der
automationsunterstützten Datenverarbeitung,
so hat er den Aufsichtsorganen Einsicht in die
Daten zu gewähren und für sie auf Verlangen
unentgeltlich Ausdrucke herzustellen.

(5) Die Gäste haben die Parkkarten so hinter
der Windschutzscheibe anzubringen, daß sie
von außen gut erkennbar sind, und den Auf-
sichtsorganen auf Verlangen die Eigenschaft als
Gast glaubhaft zu machen.

§ 8
Abgabenanspruch, Fälligkeit

(1) Der Abgabenanspruch entsteht mit dem
Beginn des Parkens, soweit in den Abs. 2 und 3
nichts anderes bestimmt ist. 

(2) In den Fällen des § 5 entsteht der Abga-
benanspruch mit dem Eintritt der Rechtskraft
des Bewilligungsbescheides nach § 45 Abs. 4
oder 4a der Straßenverkehrsordnung 1960.
Wird die Parkabgabe nicht spätestens mit dem
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Eintritt der Fälligkeit (Abs. 4) entrichtet, so ist
sie dem Abgabenschuldner mit Bescheid vor-
zuschreiben.

(3) In den Fällen der §§ 6 und 7 entsteht der
Abgabenanspruch mit dem Eintritt der Rechts-
kraft des Bewilligungsbescheides. 

(4) Die Parkabgabe wird mit der Entstehung
des Abgabenanspruches fällig. Der Gemeinde-
rat kann in Verordnungen nach § 1 Abs. 1 be-
stimmen, daß fällige Parkabgaben nach § 4 un-
ter einer bestimmten Höhe nicht erhoben wer-
den. 

(5) Die Abgabenbehörde hat dem Abgaben-
schuldner den entsprechenden Anteil an der be-
reits entrichteten Parkabgabe auf künftige
gleichartige Abgabenschuldigkeiten anzurech-
nen oder auf Antrag zu erstatten, wenn

a) nachträglich Umstände eintreten, durch
die der Abgabenschuldner auf Dauer gehindert
wird, von seiner Bewilligung nach § 45 Abs. 4
oder 4a der Straßenverkehrsordnung 1960 oder
nach den §§ 6 oder 7 Gebrauch zu machen, 

b) eine Parkzone, die keine Kurzparkzone ist,
zu einer abgabepflichtigen Kurzparkzone oder
eine abgabepflichtige Kurzparkzone zu einer
anderen Parkzone erklärt wird oder

c) die Abgabepflicht für das Parken in einer
Parkzone aufgehoben wird.

Bereits angefangene Kalendermonate sind
dabei nicht zu berücksichtigen.

(6) Dem Abgabenschuldner, der die Parkab-
gabe in der nach § 9 vorgeschriebenen Art ent-
richtet, dürfen hiefür keine zusätzlichen Kosten
erwachsen.

§ 9
Art der Entrichtung, 

Kontrolleinrichtungen
(1) Die Art der Entrichtung der Parkabgabe

und die zu verwendenden Kontrolleinrichtun-
gen sind in Verordnungen nach § 1 Abs. 1 so
zu bestimmen, daß die Entrichtung möglichst
erleichtert und der mit der Einhebung verbun-
dene Verwaltungsaufwand möglichst gering
gehalten wird.

(2) Die im Kraftfahrzeug anzubringenden
Kontrolleinrichtungen sind dem Abgaben-
schuldner unverzüglich nach der Entrichtung
der Parkabgabe auszufolgen.

§ 10
Aufsichtsorgane

(1) Zur Unterstützung bei der Einleitung oder
Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren
können von der Bezirksverwaltungsbehörde
auf Antrag der Gemeinde Aufsichtsorgane be-
stellt werden. Die Bestellung hat mit schriftli-

chem Bescheid zu erfolgen und bedarf der Zu-
stimmung des zu Bestellenden.

(2) Zu Aufsichtsorganen dürfen nur Perso-
nen bestellt werden, die

a) die österreichische Staatsbürgerschaft be-
sitzen,

b) eigenberechtigt, verläßlich, körperlich
und geistig geeignet sind und

c) über die zur Ausübung des Amtes erfor-
derlichen Kenntnisse verfügen.

(3) Als nicht verläßlich sind Personen anzu-
sehen, die wegen einer vorsätzlichen, mit mehr
als einjähriger Freiheitsstrafe bedrohten Hand-
lung oder wegen einer strafbaren Handlung ge-
gen fremdes Vermögen oder gegen die Sittlich-
keit von einem Gericht verurteilt wurden, es sei
denn, daß die Verurteilung getilgt ist oder der
Beschränkung der Auskunft aus dem Strafregi-
ster nach den tilgungsrechtlichen Vorschriften
unterliegt.

(4) Die körperliche und geistige Eignung ist
durch ein Zeugnis des Amtsarztes jener Be-
zirksverwaltungsbehörde nachzuweisen, in de-
ren Sprengel das Aufsichtsorgan tätig werden
soll.

(5) Die Kenntnisse nach Abs. 2 lit. c sind 
von der Bezirksverwaltungsbehörde durch eine
mündliche Befragung festzustellen. Bei der
Befragung sind eingehende Kenntnisse dieses
Gesetzes und der in seiner Durchführung erlas-
senen Verordnungen der zum Sprengel der Be-
zirksverwaltungsbehörde gehörenden Gemein-
den nachzuweisen. Die Straßenverkehrsord-
nung 1960, die in ihrer Durchführung erlasse-
nen Verordnungen und das Verwaltungsstrafge-
setz 1991, BGBl. Nr. 52, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. Nr. 620/1995, dürfen nur in-
soweit Gegenstand der Befragung sein, als die
Kenntnis dieser Rechtsvorschriften zur ord-
nungsgemäßen Erfüllung der Aufgaben eines
Aufsichtsorganes erforderlich ist.

(6) Das Erfordernis der Zustimmung nach
Abs. 1 zweiter Satz und die Abs. 2 bis 5 gelten
nicht für die Bestellung von Mitgliedern eines
Gemeindewachkörpers oder von Gemeinde-
sicherheitswacheorganen zu Aufsichtsorganen
nach diesem Gesetz.

§ 11
Angelobung, 

Dienstabzeichen, Dienstausweis
(1) Das Aufsichtsorgan hat vor der Bezirks-

verwaltungsbehörde die gewissenhafte Erfül-
lung seiner Aufgaben zu geloben.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat dem
Aufsichtsorgan unmittelbar nach der Angelo-
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bung das Dienstabzeichen und den Dienstaus-
weis auszufolgen.

(3) Die Landesregierung hat durch Verord-
nung nähere Bestimmungen über die Art, die
Form und das Tragen des Dienstabzeichens und
über den Inhalt und die Form des Dienstaus-
weises zu erlassen. Das Dienstabzeichen hat je-
denfalls die Inschrift „Aufsichtsorgan nach dem
Tiroler Parkabgabegesetz“ zu enthalten. Der
Dienstausweis hat jedenfalls zu enthalten:

a) den Namen, das Geburtsdatum und ein
Lichtbild des Aufsichtsorganes,

b) die Geschäftszahl und das Datum des Be-
stellungsbescheides und die Bezeichnung der
Behörde, die den Bescheid erlassen hat, und 

c) die Befugnisse des Aufsichtsorganes nach
§ 13.

(4) Das Aufsichtsorgan hat bei der Ausübung
seines Dienstes das Dienstabzeichen sichtbar
zu tragen und den Dienstausweis mitzuführen.
Der Dienstausweis ist dem Abgabenschuldner
auf Verlangen vorzuweisen.

(5) Das Dienstabzeichen und der Dienstaus-
weis sind der Bezirksverwaltungsbehörde zu-
rückzugeben, wenn die Bestellung zum Auf-
sichtsorgan erloschen ist.

(6) Die Abs. 2 bis 5 gelten nicht für die Be-
stellung von Mitgliedern eines Gemeinde-
wachkörpers oder von Gemeindesicherheits-
wacheorganen zu Aufsichtsorganen nach die-
sem Gesetz.

§ 12
Erlöschen der Bestellung

(1) Die Bestellung zum Aufsichtsorgan er-
lischt mit

a) dem Tod,
b) dem Widerruf der Bestellung oder
c) dem Verzicht auf das Amt.
(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat die

Bestellung zum Aufsichtsorgan zu widerrufen,
wenn

a) die Unterstützung der Bezirksverwal-
tungsbehörde durch das Aufsichtsorgan nicht
mehr erforderlich ist,

b) eine der im § 10 Abs. 2 lit. a und b ge-
nannten Voraussetzungen nachträglich wegge-
fallen ist,

c) das Aufsichtsorgan seine Befugnisse wie-
derholt überschritten oder Dienstaufträge wie-
derholt nicht oder nicht ordnungsgemäß ausge-
führt hat,

d) das Aufsichtsorgan ein mit der Stellung als
Organ der öffentlichen Aufsicht unvereinbares
Verhalten gezeigt hat oder

e) die Gemeinde den Widerruf aus sonstigen
wichtigen Gründen beantragt.

(3) Ein Aufsichtsorgan, ausgenommen ein
Mitglied eines Gemeindewachkörpers oder 
ein Gemeindesicherheitswacheorgan, kann auf
sein Amt verzichten. Der Verzicht ist gegenüber
der Bezirksverwaltungsbehörde schriftlich zu
erklären. Er wird mit dem Einlangen der Ver-
zichtserklärung bei der Behörde unwiderruflich
und, sofern in der Verzichtserklärung nicht ein
späterer Zeitpunkt angegeben ist, wirksam.

§ 13
Befugnisse

(1) Aufsichtsorgane dürfen in Ausübung
ihres Amtes Personen, die bei der Begehung
einer Verwaltungsübertretung nach § 14 Abs. 1
lit. a oder c betreten werden, zum Nachweis
ihrer Identität auffordern.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann
Aufsichtsorgane zur Vornahme von Amtshand-
lungen nach § 50 Abs. 1, 2 und 8 VStG er-
mächtigen.

(3) Mitglieder eines Gemeindewachkörpers
können weiters von der Bezirksverwaltungsbe-
hörde mit Zustimmung der Gemeinde zur Fest-
setzung und Einhebung vorläufiger Sicherhei-
ten nach Maßgabe des § 37a Abs. 2 Z. 2 VStG
ermächtigt werden.

§ 14
Strafbestimmungen

(1) Wer
a) durch Handlungen oder Unterlassungen

die Parkabgabe hinterzieht oder verkürzt,
b) der Auskunftspflicht nach § 2 Abs. 2 nicht

oder nicht rechtzeitig nachkommt,
c) ohne den Tatbestand nach lit. a zu ver-

wirklichen, Kontrolleinrichtungen nach § 9
oder als Gast Parkkarten nach § 7 Abs. 4 nicht
ordnungsgemäß verwendet,

d) Parkkarten anderen Personen als beher-
bergten Gästen überläßt oder

e) als Inhaber eines Beherbergungsbetriebes
den Verpflichtungen nach § 7 Abs. 4 nicht nach-
kommt,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist
von der Bezirksverwaltungsbehörde mit Geld-
strafe bis zu 5.000,– Schilling zu bestrafen.

(2) Wird ein Kraftfahrzeug, für das die Park-
abgabe hinterzogen oder verkürzt worden ist,
nicht spätestens zu Beginn des nächstfolgenden
Zeitraumes nach § 1 Abs. 5 zweiter Satz ent-
fernt, so bildet das weitere Parken für jeden sol-
chen angefangenen Zeitraum eine neuerliche
Verwaltungsübertretung. Ist das Parken in einer
Parkzone durchgehend abgabepflichtig, so bil-
det das weitere Parken nach Ablauf von jeweils
24 Stunden eine neue Verwaltungsübertretung.
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(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) Die Geldstrafen fließen der Gemeinde zu,

in deren Gebiet die Abgabepflicht entstanden
ist.

§ 15
Eigener Wirkungsbereich

Die von der Gemeinde nach diesem Gesetz
zu besorgenden Aufgaben sind solche des eige-
nen Wirkungsbereiches.

§ 16
Übergangsbestimmungen

(1) Rechtskräftige Bewilligungen nach § 4
Abs. 3 und 4 des Tiroler Kurzparkzonenabga-
begesetzes bleiben unberührt.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bestellten Aufsichtsorgane nach
§ 8 des Tiroler Kurzparkzonenabgabegesetzes
gelten als Aufsichtsorgane nach diesem Gesetz. 

(3) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat den
Aufsichtsorganen unverzüglich nach dem In-
krafttreten dieses Gesetzes neue Dienstab-
zeichen und Dienstausweise auszufolgen.

§ 17
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1997 in
Kraft.

(2) Zugleich tritt das Tiroler Kurzparkzonen-
abgabegesetz, LGBl. Nr. 44/1994, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 62/1995 außer
Kraft.

(3) Verordnungen auf Grund dieses Gesetzes
dürfen bereits von dem der Kundmachung fol-
genden Tag an erlassen werden. Sie dürfen je-
doch frühestens mit 1. Juli 1997 in Kraft gesetzt
werden.

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Streiter

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Eberle

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

30. Gesetz vom 13. März 1997, mit dem das TirolerBezügegesetz 1995
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Das Tiroler Bezügegesetz 1995, LGBl. Nr.

23, wird wie folgt geändert:
Im Abs. 1 des § 9 hat der dritte Satz zu

lauten:

„Die Zeit der Stillegung ist für die Bemes-
sung des Ruhe- oder Versorgungsbezuges nur
anrechenbar, wenn hiefür ein Pensionsbeitrag
entrichtet wird.“

Artikel II
Dieses Gesetz tritt mit 1. August 1996 in

Kraft.
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Der Landtagspräsident:
Mader

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Das Mitglied der Landesregierung:
Lichtenberger

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

31. Gesetz vom 14. März 1997, mit dem die Tiroler Bauordnung 
geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I
Die Tiroler Bauordnung, LGBl. Nr. 33/1989,

zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr.
10/1995, wird wie folgt geändert:

1. § 11 hat zu lauten:

„§ 11
Versorgung in Notzeiten

In jedem Gebäude, das Wohnzwecken dienen
soll, sind für den Fall von Engpässen bei der Ver-
sorgung mit dem für die Beheizung vorgesehe-
nen Energieträger jene technischen Vorkehrun-
gen (z. B. Rauchfänge, Doppelbrandheizungs-
kessel) vorzusehen, die eine für die Erhaltung

der Gesundheit der Bewohner ausreichende Be-
heizung mindestens eines Raumes jeder Wohn-
einheit mit festem Brennstoff ermöglichen.“

2. Im Abs. 2 des § 24 wird die Z. 17 aufge-
hoben. Die bisherigen Z. 18 bis 22 erhalten die
Ziffernbezeichnungen „17 bis 21“.

Artikel II
(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des

Tages der Kundmachung in Kraft.
(2) Die Verpflichtung zur Errichtung von

Schutzräumen entfällt auch für Gebäude, für 
die auf Grund einer nach den bisher geltenden
Bestimmungen der Tiroler Bauordnung erteil-
ten Baubewilligung Schutzräume zu errichten
waren.

Der Landeshauptmann:
Weingartner

Der Landesamtsdirektor:
Arnold

32. Kundmachung der Landesregierung vom 29. April 1997 betref-
fend die Aufhebung einer Festlegung im Flächenwidmungsplan
der Gemeinde Mariastein durch den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes und § 2 Abs. 1 lit. j des Landes-
Verlautbarungsgesetzes , LGBl. Nr. 8/1982, in
der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 53/1989
wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 25. Februar 1997, V 123/96, die Flä-
chenwidmungsplanänderung des Gemeindera-

tes der Gemeinde Mariastein vom 27. Novem-
ber 1992, genehmigt mit Bescheid der Tiroler
Landesregierung vom 7. Jänner 1994, Zl. Ve1-
546-516/3-6, kundgemacht durch Anschlag an
der Amtstafel vom 4. Februar 1994 bis 21. Fe-
bruar 1994, insoweit als gesetzwidrig aufgeho-
ben, als darin die Gp. 196/1 (Teilfläche) KG
Mariastein als Wohngebiet ausgewiesen ist.
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